


  
 

 2

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

 Stadt St. Georgen im Schwarzwald 

 Hauptstraße 9 

 78112 St. Georgen 

 Tel. 07724 / 87-191 

 Fax 07724 / 87-139 

 info@st-georgen.de 

 www.st-georgen.de 

 

 Bearbeitung: 

 Stabsstelle Wirtschaftsförderung 



  
 

 3

0 Inhaltsverzeichnis 

0 INHALTSVERZEICHNIS......................................................................................... 3 

1 VORWORT.............................................................................................................. 4 

1.1 Rechtliche Grundlagen ................................................................................................................................... 5 

1.2 Zielsetzung des Beteiligungsberichts ............................................................................................................. 5 

1.3 Wesentliche Beteiligungen und weitere Beteiligungen der Stadt ................................................................ 5 

2 BETEILIGUNGSÜBERSICHT................................................................................. 7 

3 EINZELDARSTELLUNG DER BETEILIGUNGSGESELLSCHAFTEN................... 8 

3.1 St. Georgener Technologiezentrum GmbH (Wesentliche Beteiligung) ...................................................... 8 

3.2 EGT Holding AG Triberg ............................................................................................................................ 12 

3.3 Wirtschaftsförderungsgesellschaft Schwarzwald-Baar-Heuberg mbH ................................................... 15 

3.4 Schwarzwald-Baar-Klinikum Villingen-Schwenningen GmbH ............................................................... 21 

3.5 Baugenossenschaft Familienheim Schwarzwald-Baar-Heuberg eG......................................................... 26 

3.6 Badischer Gemeinde-Versicherungs-Verband ........................................................................................... 33 

3.7 Volksbank eG Villingen................................................................................................................................ 35 

4 EIGENBETRIEBE ................................................................................................. 36 

4.1 Stadtwerke St. Georgen ................................................................................................................................ 36 

5 MITTELBARE BETEILIGUNGEN DER STADT ST. GEORGEN.......................... 38 

5.1 Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH.............................................................. 38 

6 MITGLIEDSCHAFT IN ZWECKVERBÄNDEN...................................................... 40 

6.1 Zweckverband Kommunale Informationsbearbeitung Reutlingen-Ulm ................................................. 40 

6.2 Zweckverband „Bodensee-Wasser-Versorgung“ ....................................................................................... 43 

7 ANHANG: ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS ........................................................... 45 
 



  
 

 4

1 Vorwort 

Mit dem Beteiligungsbericht 2006 soll allen Interessierten ein 

Überblick über die unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen der 

Stadt an Gesellschaften und Eigenbetrieben sowie 

Mitgliedschaften in Zweckverbänden gegeben werden. 

Verschiedene Inhalte des Beteiligungsberichts gehen über die 

gesetzlich vorgeschriebenen hinaus. Dadurch besteht die 

Möglichkeit, sich umfassend über den Stand der Erfüllung der 

öffentlichen Aufgaben, welche außerhalb des kommunalen 

Haushalts erbracht werden, und die finanziellen Dimensionen zu informieren. Grundlage sind 

im Wesentlichen die Jahresabschlüsse einschließlich Lageberichte und die Prüfungsberichte 

des Geschäftsjahrs 2006, also der Kenntnisstand zum 31.12.2006. 

Auch in anderen Bereichen der Daseinsvorsorge versucht die Stadt St. Georgen die 

Entwicklung im Sinne des Bürgers voranzutreiben. Hierbei ist es unerlässlich, die 

Beteiligungsunternehmen in die gesamtstädtischen Zielsetzungen einzubinden. 

 

Wolfgang Schergel 

Bürgermeister 
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1.1 Rechtliche Grundlagen 

Es besteht die gesetzliche Verpflichtung, den Gemeinderat und die Öffentlichkeit über die 

Lage der städtischen Beteiligungen mittels eines Beteiligungsberichts zu informieren. Dafür 

sind für den Beteiligungsbericht inhaltliche Mindestanforderungen vorgegeben (§ 105 Abs. 2 

GemO). Der vorliegende Beteiligungsbericht bietet zusätzlich Informationen, die über den 

Mindestinhalt, wie nach der Gemeindeordnung bestimmt, hinausgehen. Zu nennen seien 

hier beispielsweise detaillierte Informationen über die Leistungserstellung der Unternehmen. 

1.2 Zielsetzung des Beteiligungsberichts 

Der Beteiligungsbericht hat die Aufgabe, einen Überblick über die Beteiligungen des 

„Konzerns“ Stadt zu geben. Er wendet sich in erster Linie an die Gemeinderatsmitglieder 

sowie interessierte Bürgerinnen und Bürger, um diesen den Umfang der wirtschaftlichen 

Betätigung der Stadt innerhalb ihrer Beteiligungsgesellschaften grafisch, verbal und anhand 

der zur Verfügung stehenden Zahlen zu erläutern. 

Grundlage aller Einzelberichte sind die festgestellten Jahresabschlüsse und 

Geschäftsberichte des Jahres 2006. Auf die Darstellung von Planzahlen bzw. auf eine zu 

tiefe Detaillierung haben wir u. a. aus Wettbewerbsgründen verzichtet. 

1.3 Wesentliche Beteiligungen und weitere Beteiligungen der Stadt 

Im vorliegenden Bericht werden die Beteiligungen der Stadt wie folgt eingestuft: 

 

Wesentliche Beteiligungen der Stadt 

Dies sind Unternehmen des privaten Rechts, an denen die Stadt unmittelbar mit 
mindestens 25 % oder mittelbar mit mehr als 50 % des Stammkapitals beteiligt ist. Nach § 

105 Abs. 2 GemO sind diese Beteiligungen in einem jährlichen Beteiligungsbericht 

darzustellen. Der Mindestinhalt der Darstellung ist klar definiert. Die Beteiligungen im Sinne 

von § 105 Abs. 2 GemO und der Eigenbetrieb Stadtwerke St. Georgen (keine gesetzliche 

Verpflichtung zur Darstellung der Eigenbetriebe) können zusammen mit der Stadt als 

„Konzern Stadt St. Georgen“ interpretiert werden. Die St. Georgener Technologiezentrum 

GmbH ist die einzige wesentliche Beteiligung der Stadt St. Georgen nach § 105 Abs. 2 

GemO. In der folgenden grafischen Beteiligungsübersicht ist dies durch graue 
Hinterlegung optisch kenntlich gemacht. 
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Weitere Beteiligungen der Stadt 

Alle sonstigen Beteiligungen und Beteiligungen bzw. Mitgliedschaft in Zweckverbänden 

(keine gesetzliche Verpflichtung zur Darstellung) werden hierunter subsumiert. Gemäß § 105 

Abs. 2 letzter Satz GemO muss für diese Gesellschaften im Beteiligungsbericht lediglich der 

Gegenstand des Unternehmens, die Beteiligungsverhältnisse und der Stand der Erfüllung 

des öffentlichen Zwecks dargestellt werden. 

Die Stadt St. Georgen besitzt Beteiligungen am Badischen Gemeinde-Versicherungs-

Verband (1,5 T-EURO), an der Volksbank eG Villingen (0,3 T-EURO) und an der 

Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH (Mitglied, Stadtwerke St. 

Georgen; 0,1 T-EURO). Aufgrund der geringen Beteiligungen wird auf eine umfassende 

Darstellung verzichtet. Zur besseren Information werden dennoch Informationen bezüglich 

des Gegenstands des Unternehmens gegeben. 

Zweckverbände und Eigenbetriebe sind kein zwingender Bestandteil eines 

Beteiligungsberichts. Zudem informiert der Eigenbetrieb Stadtwerke St. Georgen regelmäßig 

über Stand und Entwicklung. Innerhalb dieses Beteiligungsberichts werden zur 

Komplettierung der Information kurze Darstellungen der Unternehmen aufgezeigt. 

Bei der Darstellung der Finanzkennzahlen wurde auf T-EURO gerundet. Ein größerer 

Detaillierungsgrad ist hierfür nicht notwendig. Abweichungen in den Spaltensummen 

ergeben sich aus Rundungsungenauigkeiten. 
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2 Beteiligungsübersicht 
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3 Einzeldarstellung der Beteiligungsgesellschaften 

3.1 St. Georgener Technologiezentrum GmbH (Wesentliche 
Beteiligung) 

 Telefon: 07724 / 94 94 - 0 

 Telefax: 07724 / 53 69 

Leopoldstraße 1 E-Mail: info@tz.st-georgen.de 

78112 St. Georgen Internet: www.tz.st-georgen.de 

 

Geschäftsführung 

Herr Dieter Knorpp, Rechtsanwalt 

Geschäftsführer 

 

Gründung 

Die St. Georgener Technologiezentrum GmbH wurde im Jahr 1985 gegründet. 

 

Gegenstand des Unternehmens 

Der Gegenstand des Unternehmens ist die Organisation und das Betreiben von 

Technologiezentren, insbesondere die Suche nach Unternehmensgründern und deren 

Auswahl, die Bereitstellung der zentralen Gemeinschaftseinrichtungen und Serviceleistungen 

sowie das Anbieten und/oder Vermitteln von Beratungsleistungen. 

 

Stammkapital 

204.516,75 EURO, davon 102.258,38 EURO einbezahlt. 

 

Beteiligungsverhältnisse 

Stadt St. Georgen 61355,04 EURO (1 Stammeinlage) 

Perpetuum-Ebner GmbH & Co. KG 143.161,75 EURO (4 Stammeinlagen) 
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Zahl der Arbeitnehmer 

1 Geschäftsführer 

1 Büro- und Organisationskraft 

 

Lagebericht und Grundzüge des Geschäftsverlaufs 

(Auszüge aus dem Lagebericht 2006; Quelle: Geschäftsbericht 2006 des St. Georgener 

Technologiezentrums GmbH) 

Das Unternehmen konnte, wenngleich sich die Konjunktur verbessert hat, die Umsätze im 

Jahr 2006 nicht ausweiten, sondern musste einen leichten Rückgang (rd. 3 %) auf rd. € 

204.000,00 hinnehmen. 

Hintergrund dieser letztlich doch wenig erfreulichen Entwicklung ist die Tatsache, dass zum 

einen die Unternehmen eher bereit sind auf Gehaltswünsche ihrer qualifizierten Mitarbeiter 

einzugehen, zum anderen aber auch die technologischen Entwicklungen in den Firmen 

selbst durchzuführen. 

Erfreulich ist, dass ein Unternehmen (Tridelity Display Solutions GmbH) neu angesiedelt 

werden konnte, das sich mit der Entwicklung von 3D-Bildschirmen befasst und im Markt 

inzwischen schon Erfolge erzielt hat. Diese Aktivität ist auch im Zusammenhang mit dem 

VDC St. Georgen w. V. zu sehen, das sehr intensiv mit diesem Unternehmen 

zusammenarbeitet. 

Der in der Bilanz ausgewiesene Verlust von rd. € 12.000,00 hängt damit zusammen, dass 

die Kosten für Werbung deutlich angehoben wurden. Das Unternehmen hat sich dazu 

entschieden, bei der Wissenschaftsmeile der Universität Freiburg anlässlich des 500-

jährigen Jubiläums mitzumachen, und ist dort mit einem Stand vertreten, der für die 

Unternehmen im Technologiezentrum letztlich zur Verfügung gestellt wird, die sich dann aber 

auch angemessen an den Kosten dieser Maßnahmen beteiligen müssen. 

Was das laufende Jahr anbelangt, so wird das Ergebnis trotz besserer Vermietung (Yatego, 

ABP, 1zuN Rombach und Visenso), auch bedingt durch den zwischenzeitlich erfolgten 

Umzug der Firma COMARA KG (Verlagerung in Werk 6 von Perpetuum-Ebner GmbH & Co. 

KG), deshalb negativ ausfallen, weil eine weitere Unterstützung der Wissenschaftsmeile (€ 

12.500,00) erfolgt und darüber hinaus als weitere Werbemaßnahme 3D-Bildschirme vom 

Unternehmen im „Science-House“ im Europapark Rust als Demonstrationsobjekte zur 

Verfügung gestellt werden, um Werbung für das Technologiezentrum zu machen, das als 
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Kooperationspartner in allen Presseveröffentlichungen aufgeführt wird. Diese Maßnahme 

erfolgt in Zusammenarbeit mit VDC TZ St. Georgen w. V., der sich ebenfalls im Science 

House engagiert. 
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Bilanz 

Aktiva in T-EURO 31.12.2006  31.12.2005  Veränd. 

 T-EURO % T-EURO % 05/06 

      

Ausstehende Einlagen 102 50,5 % 102 47,4 % 0 

      

Umlaufvermögen      

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände 

     

Sonstige Vermögensgegenstände 2 1,0 % 1 0,5 % +1 

Guthaben bei Kreditinst. und 
Schecks 

98 48,5 % 112 52,1 % -14 

      

Summe AKTIVA 202,0 100 % 215,0 100 % -13,0 

 

Passiva in T-EURO 31.12.2006  31.12.2005  Veränd. 

 T-EURO % T-EURO % 05/06 

      

Eigenkapital      

Gezeichnetes Kapital 205  205  0 

Verlustvortrag -2  -17  +15 

Jahresüberschuss -12  14  -26 

 191 94,6 % 202 94,4 % -11 

      

Rückstellungen      

Sonstige Rückstellungen 4 2,0 % 3 1,4 % +1 

      

Verbindlichkeiten      

Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 

7  7  0 

Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen Unternehmen 

0  0  0 

Sonstige Verbindlichkeiten 0  2  -2 

 7 3,5 % 9 4,2 % -2 

      

Summe PASSIVA 202 100 % 214 100 % -12 
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3.2 EGT Holding AG Triberg 

 Telefon: 07722 / 918-141 

 Telefax: 07722 / 918-112 

Schonacher Straße 2 E-Mail: info@egt.de 

78098 Triberg Internet: www.egt.de 

 

Aufsichtsrat 

Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. Michael Ungethüm, Tuttlingen 

Vorsitzender 

Richard Krieg, Bürgermeister, Furtwangen 

Stellvertretender Vorsitzender 

Dr. Hans Freiherr von Schoen, Irschenberg 

Stellvertretender Vorsitzender 

 

Vorstand 

Dipl.-Ing. Rudolf Kastner, Triberg 

Vorsitzender 

Dipl.-Kfm. Friedrich Karle, Villingen-Schwenningen – kaufmännischer Vorstand (bis zum 

31.12.2006) 

Dipl.-Ing. Frank Jarmer, Triberg – Vertriebsvorstand (seit dem 1.1.2007) 

 

Rechtliche Grundlage 

Die EGT Holding AG besitzt drei tragende Säulen. Diese sind der Energiehandel und -

vertrieb, die Energieversorgung und die Gebäudetechnik/Elektroservice. Organisatorisch 

umfasst die EGT Holding AG als Muttergesellschaft die EGT Energievertrieb GmbH, EGT 

Energie GmbH, die EGT Gebäudetechnik GmbH, die EGT Elektroservice GmbH, die EGT 

Informationssysteme GmbH und die ES Infratec GmbH. Sitz der Muttergesellschaft ist 

Triberg. 
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Gegenstand der Gesellschaft 

Gegenstand der Gesellschaft ist die Beteiligung an Unternehmen aller Art, die einheitliche 

Leitung der Unternehmensgruppe sowie die Erbringung von Dienstleistungen gegenüber 

Beteiligungsunternehmen und anderen Unternehmen. 

 

Beteiligungsverhältnisse (31.12.2006) 

Gezeichnetes Kapital: 6.000 T-EURO = 100,00 % 

Stadt St. Georgen:     834 T-EURO  =   13,90 % 

 

Lagebericht 
(Auszüge aus dem Lagebericht; Quelle: Geschäftsbericht 2006 der EGT Holding) 

 

EGT Holding AG und Konzern 

Im Geschäftsjahr 2006 wurden maßgebliche Weichenstellungen für eine Neuordnung der 

EGT-Unternehmensgruppe vorgenommen. Die EGT wird sich in Zukunft verstärkt auf den 

weiteren Ausbau des sich gut entwickelnden Energiehandelsgeschäftes konzentrieren. Im 

Rahmen der Unbundling-Vorgaben des Energiewirtschaftsgesetzes wird die Trennung von 

Energienetzbetrieb und Energievertrieb sowie Energiehandel in einer klaren 

Organisationsstruktur abgebildet werden. Die EGT Energie GmbH (Netzbetrieb), die EGT 

Energievertrieb GmbH sowie die EGT Energiehandel GmbH werden zukünftig jeweils direkt 

an der EGT Holding AG angebunden sein. 

Für die Gebäudetechnik läuft nach Abschluss der Sanierungsmaßnahmen seit Mitte des 

Jahres die systematische Suche nach einem starken Kooperationspartner. In diesem 

Zusammenhang hat die EGT Holding AG die Geschäftsanteile der EGT Elektroservice 

GmbH von der EGT Gebäudetechnik GmbH übernommen. 

Die Suche nach einem Kooperationspartner für die EGT InformationsSysteme GmbH wurde 

im Dezember 2006 erfolgreich abgeschlossen. Die EGT InformationsSysteme GmbH wurde 

im Rahmen eines Einbringungsvertrages zum 1.1.2007 in die Datagroup IT Services Holding 

AG integriert. Im Gegenzug erhielt die EGT Holding AG Aktien an der Datagroup IT Services 

Holding AG.
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EGT Konzern – Überblick in Zahlen 

  2006 2005 2004 2003 2002 

       

Umsatzerlöse TEURO 101.383 89.304 80.074 77.987 70.584 

(ohne Stromsteuer) Index* 203,9 179,6 161,0 156,8 141,9 

       

Gesamtleistung TEURO 102.633 84.744 80.169 80.352 68.960 

 Index* 194,6 160,6 152,0 152,3 130,7 

       

Betriebsergebnis TEURO 1.882 416 634 1.857 1.660 

zur Gesamtleistung % 1,8 0,5 0,8 2,3 2,4 

       

Jahresergebnis TEURO 692 22 1.138 1.475 1.170 

zur Gesamtleistung % 0,7 0,0 1,4 1,8 1,7 

       

Beschäftigte durchschnittlich Anzahl 189 211 287 349 418 

 Index* 59,2 66,1 90,0 109,4 131,0 

       

Personalaufwand TEURO 10.253 12.798 13.916 15.881 17.790 

zur Betriebsleistung % 10,0 15,1 17,4 19,8 25,8 

       

Investitionen TEURO 3.975 2.653 2.641 2.241 3.617 

(ohne Finanzanlagen) Index* 191,7 128,0 127,4 108,1 174,5 

       

Abschreibungen TEURO 2.546 2.691 2.949 3.243 3.535 

zu Investitionen % 64,1 101,4 111,7 144,7 97,7 

       

Eigenkapital TEURO 13.370 13.522 14.231 13.996 13.193 

zur Bilanzsumme % 24,9 27,1 26,0 24,5 24,2 

       

Dividende TEURO 850 750 750 750 750 

zum Grundkapital % 14,2 12,5 12,5 12,5 12,5 

       

Cashflow DVFA/SG TEURO 3.855 2.527 3.818 3.751 2.983 

Zum Umsatz % 3,8 2,8 4,8 4,8 4,2 

* Basisjahr 2000 
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3.3 Wirtschaftsförderungsgesellschaft Schwarzwald-Baar-Heuberg 
mbH 

 Telefon: 07720 / 8308-440 

 Telefax: 07720 / 8308-444 

Eichendorffstraße 33 E-Mail: link@wifoeg-sbh.de 

78054 Villingen-Schwenningen Internet: www.gewinnerregion.de 

 

 

 

Das Team der Wirtschaftsförderung 

Heinz-Rudi Link, Geschäftsführung 

Michaela Gröber, Organisation 

Katja Faustein, Marketing 

 

Rechtliche Grundlage 

Die Gesellschaft wurde am 03. Juli 2001 gegründet und hat seitdem ihren Sitz in Villingen-

Schwenningen. 

 

Gegenstand der Gesellschaft (§ 2 des Gesellschaftsvertrags) 

Gegenstand der Gesellschaft ist die Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Struktur 

der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg, die Entwicklung wirtschaftsfreundlicher 

Rahmenbedingungen, das Betreiben eines regionalen Standortmarketings, sowie die 

Information, Kooperation und Koordination in allen Bereichen der regionalen 

Wirtschaftsförderung. 

 

Beteiligungsverhältnisse (31.12.2006) 

Stammkapital:  60.000 EUR = 100,00 % 

Stadt St. Georgen:   2.500 EUR =     4,17 % 
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Finanzierungsanteile (jährliche Zahlungen der Gesellschafter) 

Die Finanzierungsanteile der kommunalen Seite ergaben sich bis einschließlich 2006 aus 

einem entsprechenden Anteil von 0,2179 € je Einwohner. Dies bedeutet für die Stadt St. 

Georgen einen Finanzierungsanteil von 3.041,00 €. Weitere Gesellschafter aus dem 

kommunalen Bereich beteiligen sich entsprechend. 

In der kombinierten Aufsichtsratssitzung und Gesellschafterversammlung vom 28. November 

2006 wurde einvernehmlich festgelegt, ab 2007 – der Satzung entsprechend – jährlich einen 

Wirtschaftsplan aufzustellen und zu verabschieden. Der sich aus dem Wirtschaftsplan 

ergebende Finanzierungsbedarf  soll durch Finanzierungsanteile der beteiligten 

Gesellschafter aufgebracht werden, die sich an der Einwohnerzahl im Gebiet des jeweiligen 

Gesellschafters – ausgenommen die beiden Kammern – orientieren. 

 

Lagebericht 
(Auszüge aus dem Lagebericht von Geschäftsführer Heinz-Rudi-Link vom 16. April 2007) 

 

Projekt Standortoffensive 

Das Geschäftsjahr 2006 wurde geprägt durch die Aktivitäten des Projektes 

Standortoffensive, welches seinen Startpunkt im Jahre 2004 hatte. 

Die Standortoffensive stärkt die Vermarktung der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg nach 

innen und außen. Experten und Praktiker aus allen Bereichen/Branchen erarbeiten 

zusammen in Projektgruppen die Aktionsideen und suchen nach konkreten, realisierbaren 

Umsetzungslösungen. 

Ziel der „Standortoffensive Gewinnerregion“ ist die Imageförderung und der Markenaufbau 

für den Wirtschaftsstandort Schwarzwald-Baar-Heuberg. 

An den Projekten können sich alle Unternehmen in der Region orientieren und sich an den 

Ergebnissen identifizieren. Die Standortoffensive dient der Zukunftssicherung des 

Wirtschaftsstandortes und soll das Wirtschaftswachstum nachhaltig fördern. 

Die Ergebnisse der Projektgruppen wurden am 17. März 2006 in Tuttlingen anlässlich einer 

jährlich stattfindenden Großveranstaltung einem Zuhörerkreis von ca. 300 Personen aus 

allen Bereichen der Region vorgestellt und diskutiert. 

In den Folgemonaten erarbeiteten über 100 aktiv beteiligte Projektgruppenmitglieder 

Lösungen und Lösungsansätze für die Fragestellungen in den Themenfeldern. 
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Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft, bei der auch das gesamte Projektmanagement 

beheimatet ist, war aktiv in zehn Projektgruppen eingebunden bzw. hatte die operative 

Projektleitung. 

Herausgabe einer Standortbroschüre 

Eine Projektgruppe befasste sich mit dem Thema Standortmarketing und entwickelte ein 

Konzept für eine Standortbroschüre. 

Dieses Konzept beinhaltete, dass Unternehmerinnen und Unternehmer sowohl aus der 

Region als auch von außerhalb, wenn sie in der Region unternehmerisch tätig sind, als 

Botschafter für die Region auftreten. 

Insgesamt konnten 17 Botschafter zu einem Statement zu den Themenfeldern 

Wirtschaftsstandort, Freizeit & Natur, Menschen in der Region, Kunst & Kultur und Bildung 

gewonnen werden. 

Auf Werbung wurde bei der Erstellung bzw. Finanzierung aus Seriositätsgründen verzichtet. 

Die Broschüre wurde das erste Mal bei der ExpoReal im Oktober in München eingesetzt. 

Projektgruppe Aktionswoche Mädchen und Beruf 2006 

Mit sehr großem Erfolg wurde erneut die Aktionswoche Mädchen und Beruf mit dem 

integrierten bundesweit stattfindenden Girls’ Day durchgeführt. 

Hieran beteiligten sich aus der Region 63 Kommunen, 247 Unternehmen und 1900 Mädchen 

der Zielgruppe Jahrgangsstufe 5 bis 13. 

Einmalig bundesweit ist die Durchführung von Workshops im Zuge der Aktionswoche. 

Regionales Netzwerk für Unternehmensnachfolge RUN 

Unter dem Dach der Wirtschaftsförderung SBH wurde gegen Ende des Jahres 2003 ein 

Netzwerk unter dem Namen RUN gegründet, welches zum Ziel hat, die verschiedenen Kräfte 

der beteiligten Institutionen zu bündeln und nach außen hin gemeinsam aufzutreten. 

Zielgruppen der Arbeit des Netzwerkes RUN sind alle übergabe- und übernahmewilligen 

Unternehmer. 

Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft organisierte im Jahre 2006 zwei Veranstaltungen und 

führte diese gemeinsam mit Hilfe der am Netzwerk beteiligten Institutionen durch. 

Jobbörse „Gewinnerjob.de“ 

Die von den Wirtschaftsjunioren 2003 übernommene Jobbörse www.gewinnerjob.de wurde 

im Jahr 2006 gezielt in die Aktivitäten zur Anwerbung von externen Hochschulabsolventen 

integriert. 
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Sie bewährte sich als wichtiges Tool zur Kommunikation zwischen Anbietern und Suchenden 

in den Bereichen Praktika, Diplomarbeiten und konkreten Stellenangeboten. 

Regionales Gewerbegebiet 

Nach dem positiven Votum des Gemeinderats der Stadt Sulz wurde der Standort für das 

regionale Gewerbegebiet Sulz regionalplanerisch gesichert. Hierfür war eine entsprechende 

Fortschreibung des Regionalplans für die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg erforderlich. 

Die Regionalplan-Fortschreibung wurde zwischenzeitlich als Satzung beschlossen. 
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Bilanz 

Aktiva in T-EURO 31.12.2006 31.12.2005 

 T-EURO T-EURO 

   

Anlagevermögen   

Sachanlagen 9 11 

Langfristig gebundenes Vermögen 9 11 

   

Umlaufvermögen   

Vorräte 34 0 

Sonstige Vermögensgegenstände 0 7 

Kassenbestand, 
Bundesbankguthaben 

100 87 

   

   

Rechnungsabgrenzungsposten 3 2 

Kurzfristig gebundenes Vermögen 136 96 

   

Summe AKTIVA 146 106 

 

 

Passiva in T-EURO 31.12.2006 31.12.2005 

 T-EURO T-EURO 

   

Eigenkapital   

Gezeichnetes Kapital 60 60 

Kapitalrücklage 61 18 

Rückstellungen 16 15 

Langfristige verfügbare Mittel 137 93 

   

Verbindlichkeiten aus Lieferungen 5 8 

und Leistungen   

Sonstige Verbindlichkeiten 4 5 

Kurzfristige Fremdmittel 9 13 

   

Summe PASSIVA 146 106 
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Gewinn- und Verlustrechnungen 

   Veränd. 

In T-EURO 2006 2005 T-EURO 

    

Sonstige betriebliche Erträge 18 5 13 

= Betriebsleistung 18 5 13 

    

    

Personalaufwand 135 134 1 

Abschreibungen 6 3 3 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 142 159 -17 

= Betriebsaufwand 283 296 -13 

    

    

(Betriebsleistung – Betriebsergebnis)    

=Betriebsergebnis -265 -291 26 

    

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1 1 0 

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0 0 0 

Ergebnis vor Steuern -264 -290 26 

Sonstige Steuern 0 0 0 

Jahresüberschuss/-fehlbetrag -264 -290 -27 

Entnahme aus der Kapitalrücklage 264 290 27 

Bilanzergebnis 0 0 0 
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3.4 Schwarzwald-Baar-Klinikum Villingen-Schwenningen GmbH 

 Telefon: 07721 / 93-0 

 Telefax: 07721 / 93-1899 

Vöhrenbacher Straße 25 E-Mail: infoklinikum@sbk-vs.de 

78050 Villingen-Schwenningen Internet: www.sbk-vs.de 

 

Aufsichtsrat 

Karl Heim (Landrat) 

Vorsitzender 

Dr. Rupert Kubon (Oberbürgermeister) 

Stellvertretender Vorsitzender 

Weitere Aufsichtsräte: 

Werner Benzing 

Dr. Peter Bergmann 

Dr. Wolfgang Berweck 

Friedrich Bettecken 

Herbert Bossert 

Dr. Reinhard Brücker 

Dr. Gerhard Gebauer 

Jürgen Guse 

Bernhard Kaiser 

Christian Kaiser 

Walter Klumpp 

Dr. Karl-Henning Lichte 

Fritz Link 

Hans-J. von Mirbach 

Rüdiger Schnell 

Wolfgang Schergel 
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Walter Schlenker 

Beate Schmidt-Kempe 

Edgar Schurr 

Dr. Gallus Strobel 

Robert Strumberger 

Lotte Sütterlin 

 

Geschäftsleitung  

Rolf Schmid 

Geschäftsführer 

 

Rechtliche Grundlage 

Das Schwarzwald-Baar Klinikum Villingen-Schwenningen ist als Haus der Zentralversorgung 

für die Grund- und Zentralversorgung des Landkreises Schwarzwald-Baar und zudem für die 

Zentralversorgung der Landkreise Rottweil und Tuttlingen beauftragt. Die medizinischen 

Fachabteilungen sind auf die vier Betriebsstätten in Villingen, in Schwenningen, in 

Donaueschingen und in St. Georgen verteilt. 

 

Gegenstand der Gesellschaft 

Der Betrieb von Krankenhäusern auf den Gemarkungen der Städte Villingen-Schwenningen, 

St. Georgen und Donaueschingen befasst sich mit voll- und teilstationären sowie vor- und 

nachstationären Krankenhausleistungen, ambulanten Operationen und ambulanten 

ärztlichen sowie medizinisch-technischen und physikalischen Leistungen. 

 

Beteiligungsverhältnisse (31.12.2006) 

Gezeichnetes Kapital: 8.940 T-EURO = 100,00 % 

Stadt St. Georgen:        360 T-EURO =     4,03 % 
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Lagebericht 
(Auszüge aus dem Geschäftsbericht 2006) 

 

Die Leistungsentwicklung im Rückblick 

Die offizielle Leistungsstatistik für das Jahr 2006 dokumentiert den hohen Leistungsstand 

des Klinikums und dessen Anerkennung durch einen ungebremsten Patientenzulauf. 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr 40.438 Patienten stationär behandelt. Damit betrug der 

Zuwachs im Vergleich zum Vorjahr rund 400 Fälle. Eine nähere Analyse der Fallzahlen zeigt 

deutliche Verschiebungen dahingehend, dass Patienten mit leichteren Krankheitsbildern in 

den ambulanten Bereich abwandern, während die Zahlen der Patienten mit schweren 

Krankheitsbildern zunehmen. Diese Entwicklung spiegelt sich auch bei den abgerechneten 

Relativgewichten wider. Die Gesamtsumme der Relativgewichte des Jahres 2006 liegt bei 

43.530 Bewertungsrelationen. Dies sind 1.888 BWR-Punkte mehr als der Vergleichswert des 

Vorjahres und 2.086 BWR-Punkte mehr als mit den Kostenträgern vereinbart. 

Der durchschnittliche Fallwert, also der so genannten Casemix Index stieg erneut um knapp 

0,06 Punkte auf 1,102 CMI an. Dieser Wert liegt sehr nahe bei dem Casemix Index der 

Unikliniken. Dies unterstreicht die weit überdurchschnittliche medizinische Leistungsfähigkeit 

des Gesamtklinikums. 

Das neue DRG-Vergütungssystem führt bei einer wirtschaftlichen Leistungserbringung 

zwangsläufig zu einer Verminderung der Verweildauer. Auch hier hat sich der in den letzten 

Jahren beobachtete rückläufige Trend weiter fortgesetzt. Die Verweildauer ist von 7,8 Tagen 

im Vorjahr auf nun 7,6 Tage zurückgefallen. 

Investitionsbereich 

Die investiven Ausgaben waren in 2006 entsprechend den Vorgaben im Wirtschaftsplan 

deutlich rückläufig. Die Gesamtsumme ist im Jahresabschluss mit knapp 6,6 Mio. € 

ausgewiesen. Die Sanierungsmaßnahmen am Standort Donaueschingen (OP, 

Intensivstation und Stationsbereiche) wurden unter Einhaltung des Kostenrahmens mit einer 

letzten Baukostenrate von 1 Mio. € abgeschlossen Für den Neubau der Nuklearmedizin in 

Villingen und den Einbau des MRT in Donaueschingen wurden zusammen rund 0,8 Mio. € 

ausgegeben. Die Planungskosten zum Klinikneubau haben sich mit reichlich 1,8 Mio. € 

niedergeschlagen. Für die Anpassung der Gerätetechnik an den medizinisch-technischen 

Fortschritt wurden rund 2,3 Mio. € an allen Klinikstandorten ausgegeben. Der verbleibende 

Restbetrag entfällt auf mehrere Einzelpositionen im Bereich der Betriebsbauten von jeweils 

unter 100.000 €. 
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Zusammenfassung 

Der Geschäftsbericht 2006 ist eine Rückschau auf ein außergewöhnlich arbeitsreiches Jahr 

mit großen Aufgabenstellungen. Die Klinik und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 

ihre Kernaufgabe in der stationären Patientenversorgung mit einer beachtlichen 

Leistungssteigerung mehr als erfüllt. Die große Herausforderung bei ständig enger 

werdenden Rahmenvorgaben des Gesetzgebers und nicht eingeplanten Tarifsteigerungen, 

ein Vorjahresdefizit von 2,4 Mio. € abzubauen, wurde erfolgreich gemeistert. Unsere 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben bei einer sehr angespannten Personaldecke mit viel 

Engagement eine herausragende Leistung erbracht und dafür unseren Dank und unsere 

Anerkennung verdient. 

Der Jahresabschluss weist mit einem Fehlbetrag von 735.000 € nochmals einen negativen 

Wert aus. In diesem Ergebnis sind die Abschreibungen auf das mit Eigenmitteln finanzierte 

Anlagevermögen mit 1.510.000 € enthalten. Ein kassenwirksamer Verlust, der die 

kommenden Jahre belastet, konnte damit vermieden werden. Die eigene 

betriebswirtschaftliche Ausgangssituation hat sich somit im Vergleich zum Vorjahr 

verbessert. 

Ein Blick über das Wirtschaftsjahr hinaus ist durch die gesetzgeberischen Beschlüsse im 

Rahmen der Gesundheitsreform des Jahres 2007 leider erneut eingetrübt. 

Beim Klinikneubau sind wir mit großen Schritten vorangekommen und können zuversichtlich 

sein, dass wir das große Ziel, Anfang 2011 in optimalen Gebäudestrukturen arbeiten zu 

können, auch erreichen. 
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Eckdaten auf einen Blick 

 2003 2004 2005 2006 

Planbetten 1.240 1.175 1.090 1.090 

Stationär behandelte Patienten 42.714 41.519 40.009 40.438 

entspr. DRG-Fallzahl - 42.599 40.512 40.879 

Berechnungstag / Belegungstage 339.781 312.253 311.799 307.765 

entspr. DRG-Belegungstage - 320.225 316.863 314.840 

Ausnutzungsgrad 75,1 72,6 78,4 77,4 

Verweildauer 8,0 7,5 7,8 7,6 

Personal insgesamt (Vollkräfte) 1.896 1.873 1.854 1.838 

     

Im Einzelnen:     

Ärztlicher Dienst 276 283 287 288 

Pflegedienst 761 744 721 704 

Medizinisch-technischer Dienst 243 238 231 235 

Funktionsdienst 192 197 205 208 

Wirtschafts- und Versorgungsdienst 207 198 192 187 

Technischer Dienst 42 41 40 40 

Verwaltungsdienst 104 102 101 96 

Sonderdienst 9 12 26 28 

Personal der Ausbildungsstätten 17 18 19 19 

Sonstiges Personal 38 32 23 24 

Personal der Wohnbauten 7 8 9 9 
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3.5 Baugenossenschaft Familienheim Schwarzwald-Baar-Heuberg 
eG 

 Telefon: 07721 / 8991-0 

 Telefax: 07721 / 8991-30 

Pontarlierstraße 9 E-Mail: info@bgfh.de 

78048 Villingen-Schwenningen Internet: www.bgfh.de 

 

Informationen auf einen Blick (Quelle: Geschäftsbericht 2006) 

Gründung: 19. September 1949 

Rechtsform: Eingetragene Genossenschaft 

Eintragung im Genossenschaftsregister: Amtsgericht Freiburg 

Register Nr.: 600040 

Mitgliedschaften: - vbw - Verband baden-württembergischer 

Wohnungs- und Immobilienunternehmen 

e. V., Stuttgart, 

 Siedlungswerk Baden e. V., Vereinigung von 

Wohnungsunternehmen in der Erzdiözese 

Freiburg, 

 DESWOS – Deutsche Entwicklungshilfe für 

soziale Wohnungs- und Siedlungswesen 

e. V., Köln, 

 - AGV - Arbeitgeberverband der Deutschen 

Immobilienwirtschaft e. V., Düsseldorf. 

Geschäftsanteil: 50,00 Euro 

Mitgliederzahl: 4.149 

gezeichnete Anteile: 151.981 

Anzahl der eigenen Wohnungen: 2.534 

Anzahl eigener Garagen bzw. Stellplätze: 1.666 

Anzahl eigener gewerblicher Einheiten: 29 

Verwaltung fremder Wohneinheiten: 254 
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Verwaltung fremder Garagen: 168 

Verwaltung fremder gewerblicher Einheiten: 7 

 

Aufsichtsrat 

Siegfried Wolber, Vorsitzender 

Theo Kühn, bis zum 26.10.2006 

Günter Auer, Schriftführer 

Herbert Deusch 

Berthold Frisch, seit dem 26.10.2006 

Hans Heuft 

Rudolf Hirt, seit dem 26.10.2006 

Kurt Müller 

Wolfgang Schergel, stellvertretender Vorsitzender seit dem 07.12.2006 

 

Vorstand 

Klaus Merkle, Geschäftsführer 

Martin Renner 

 

Prokuristen 

Rolf Amma 

Heinrich Neidich 

 

Vertreterversammlung 

Die Versammlung besteht aus 64 Vertreterinnen und Vertretern. Sie wurde am 12.07.2007 

für die Dauer von 5 Jahren gewählt 
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Geschäftsverlauf und Lage 
(Auszug aus dem Geschäftsbericht 2006) 

Die Baugenossenschaft Familienheim Schwarzwald-Baar-Heuberg eG, wurde am 19. 

September 1949 in Villingen gegründet. Mit den vier genossenschaftlichen Grundprinzipien 

Selbsthilfe, Selbstverantwortung, Selbstbestimmung und Selbstverwaltung war das oberste 

Ziel, die damalige Wohnungsnot zu beenden. Heute wird die Genossenschaft von 4.149 

Genossenschaftsmitgliedern mit 151.981 Genossenschaftsanteilen getragen. 

Das Hauptgeschäftsfeld der Genossenschaft liegt in der Bewirtschaftung der eigenen 

Wohnungen zum Zwecke einer guten, sicheren und sozial verantwortlichen 

Wohnungsversorgung der Mitglieder. Neben der Bewirtschaftung des eigenen Bestandes 

übernimmt die Genossenschaft auch die Immobilienverwaltung für Dritte. Ein weiteres 

Standbein ist die Bauträgerschaft und Baubetreuung. Die entsprechende Gewerbeerlaubnis 

nach § 34c Gewerbeordnung ist vom Landratsamt des Schwarzwald-Baar-Kreises erteilt. Die 

zielgruppen- und bedarfsorientierte Neubauprojektierung rundet die strategischen 

Geschäftsfelder ab. Derzeit verwaltet die Genossenschaft, hauptsächlich in VS-Villingen und 

St. Georgen, einen Immobilienbestand von 29 Gewerbeeinheiten, 2.534 Wohnungen, 1.666 

Abstellplätze in Garagen und im Freien. Die Fremdverwaltung umfasst 15 Wohn- bzw. 

Teileigentümergemeinschaften und 2 Mietwohnungseinlagen mit insgesamt 254 fremden 

Wohnungen. 

Die Geschäftsentwicklung 2006 war durch folgende Rahmenbedingungen geprägt. 

 

Rahmenbedingungen 

Im Jahr 2006 hat sich in Deutschland der im Vorjahr begonnene Konjunkturaufschwung 

deutlich verstärkt. Die Wirtschaft hat einen ausgesprochen kräftigen Aufschwung erlebt und 

auch die Beschäftigungslage hat sich merklich verbessert. Nach der Schätzung des 

Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg dürfte das preisbereinigte Brutto-

Inlandsprodukt in Baden-Württemberg 2006 um etwa 3,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr 

zugelegt haben. Für Deutschland insgesamt wird das preisbereinigte Wachstum 

überwiegend auf rund 2,5 Prozent geschätzt. Angetrieben wurde die Südwestkonjunktur 

2006 sowohl durch die Exporte, die um nominal etwa 14 Prozent gegenüber dem Vorjahr 

stiegen, als auch durch die dynamische Investitionsnachfrage aus dem Inland. Beides führte 

dazu, dass die Industrie mit einem Plus von ca. 7 Prozent sehr stark expandierte. Mit dem 

kräftigen Wirtschaftswachstum wurden die Erwartungen der Wirtschaftsinstitute übertroffen, 

die am Ende des Vorjahres mit einem Wirtschaftswachstum von 1,5 bis 2,0 Prozent 

gerechnet hatten. Für 2007 wird trotz der zum Jahresbeginn wirksam werdenden massiven 
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Steuererhöhungen mit einem positiven Wirtschaftswachstum in Deutschland zwischen 1,5 

und 2,0 Prozent gerechnet. 

Die dynamische Konjunkturentwicklung im Jahr 2006 dürfte dazu beigetragen haben, dass 

die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in Baden-Württemberg noch stärker als im Vorjahr 

gesunken ist. Der Rückgang belief sich auf rund 13 Prozent, so dass die Gesamtzahl der 

Unternehmensinsolvenzen 2006 weniger als 2.500 betragen haben dürfte. Allerdings 

stagnierten die Gewerbeanmeldungen trotz der günstigen Rahmenbedingungen und die Zahl 

der Betriebsgründungen mit wirtschaftlicher Substanz sank gegenüber dem Vorjahr sogar 

um fast 9 Prozent. 

Anders als 2005 kam es 2006 zu einer leichten Verbesserung der Einkommenssituation der 

Haushalte. Die Steigerungsrate der Verbraucherpreise belief sich im Jahresdurchschnitt 

2006 auf knapp 2 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Dabei haben vor allem die Ausgaben für 

Energie – also u. a. für Heizöl, Kraftstoffe, Gas und Strom – die Lebenshaltungskosten der 

Konsumenten steigen lassen. Dies wirkt sich unmittelbar auf unsere Mieter durch deutlich 

gestiegene Betriebskosten aus. 

Die positive Wirtschaftsentwicklung führte bei Gewerbeimmobilien zu einer Verbesserung 

der Vermarktungssituation. 

Belastet wird die Wohnungswirtschaft durch die Zunahme der Privatinsolvenzen, die seit 

1999 ständig ansteigen. Betrug die Anzahl der Privatinsolvenzen im Jahr 2004 noch 78.990, 

so stieg sie im Laufe des Jahres 2005 auf 98.400 an. Nach Angaben von creditreform soll 

die Anzahl der Privatinsolvenzen im 1. Halbjahr 2006 um 40 Prozent angestiegen sein. 

Unser Unternehmen ist in der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg tätig. Nach dem 

Wohnungsmonitor der L-Bank besteht in dieser Region ein Wohnungsüberschuss von rund 

10.000 Wohnungen bzw. 5,3 Prozent des Wohnungsbestandes. Gemessen am vorhandenen 

Wohnungsbestand handelt es sich damit um die Region mit dem derzeit höchsten 

Überschuss in Baden-Württemberg. 

 

Geschäftsentwicklung 

Die positive Geschäftsentwicklung des Vorjahres hat sich auch im Berichtsjahr fortgesetzt. 

Die Mieterlöse haben sich aufgrund gestiegener Betriebskosten um 195 T-EURO gegenüber 

dem Vorjahr erhöht. Im Berichtsjahr wurden bei uns 181 Wohnungen neu belegt. Darin 

enthalten sind 33 Mieter, die ihre Wohnung innerhalb der Genossenschaft getauscht haben. 

Der Mieterwechsel markiert damit den niedrigsten Stand der letzten 10 Jahre. Die 

Fluktuationsrate liegt damit nur noch bei 7,1 Prozent und weist deutlich auf unsere gute 
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Marktposition hin. Bei rund einem Drittel aller gekündigten Wohnungen waren nach Auszug 

der Vormieter Sanierungsarbeiten für die neuen Nutzer erforderlich. Diese betrafen neben 

Bodenbelags- und Malerarbeiten vor allem die Modernisierung und teilweise Vergrößerung 

der Badezimmer und die Erneuerung der Elektrik. Alle Arbeiten hatten das Ziel, die 

Wohnungen an den heutigen Wohnkomfort anzupassen und dadurch eine langfristige 

Vermietbarkeit zu sichern. 

Die Erlöse aus dem Verkauf von Grundstücken sind zum größten Teil auf Verkäufe in der 

weitgehend fertig gestellten Wohnanlage in Villingen, Turm-/Zinsergasse zurückzuführen. 

Einen wesentlichen Anteil am Jahresergebnis haben die Erträge aus dem Verkauf von 24 

Wohnungen aus dem Anlagevermögen, welche in den sonstigen betrieblichen Erträgen 

enthalten sind. Erlöse aus anderen Lieferungen und Leistungen wurden insbesondere 

aufgrund einer öffentlichen Erschließungsmaßnahme erzielt. 

Für Instandhaltungsmaßnahmen und Wohnwertverbesserungen hat unsere Genossenschaft 

im Geschäftsjahr rund 4.877 T-EURO ausgegeben. Bezogen auf die Sollmieten von rund 

9.432 T-EURO entspricht dies einer Reinvestitionsrate von über 52 Prozent. Mehrere 

Gebäude in Villingen und St. Georgen wurden einer umfassenden energetischen Sanierung 

unterzogen und wärmegedämmt. Alte Heizanlagen wurden durch Zentralheizungen mit 

Brennwerttechnik ersetzt und, wo erforderlich, neue Kunststofffenster eingebaut. Weitere 

Verbesserungen konnten durch die Sanierung der Treppenhäuser, den Einbau neuer 

wärmedämmender Haus- und Wohnungseingangstüren, das Anbringen von 

Haussprechanlagen und die Erneuerung von Außenanlagen erreicht werden. Finanziert 

wurden die umfangreichen Maßnahmen überwiegend mit Eigenmitteln sowie durch die 

Aufnahme von Förderdarlehen in Höhe von 1.207 T-EURO. 

Das Zinsergebnis hat sich aufgrund der Vereinbarung von geringeren Zinsen beim Auslaufen 

von Zinsfestschreibungen und der rückläufigen Darlehensverbindlichkeiten um 60 T-EURO 

vermindert. 

Wir verwalten 15 Eigentümergemeinschaften und zwei Mietobjekte mit 254 fremden 

Wohnungen. In den Eigentümerversammlungen wurde uns jeweils Entlastung erteilt. Die 

Verwaltung verlief reibungslos. Die Verwaltungsgebühren haben sich durch die Übernahme 

eines neuen Objekts in die WEG-Verwaltung gegenüber dem Vorjahr um 4 T-EURO erhöht. 

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Mitarbeiter zum Stichtag hat sich 

gegenüber dem Vorjahr um einen Mitarbeiter reduziert. 

Insgesamt konnten wir einen Jahresüberschuss von 1.442.666,76 EURO erwirtschaften. 

Davon sind 665 T-EURO auf einmalige Erlöse aus dem Verkauf von Anlagevermögen 

entstanden. Der Überschuss wurde überwiegend noch im Geschäftsjahr 2006 zu Gunsten 
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des Wohnungsbestandes reinvestiert. Das Jahresergebnis kommt somit den Mitgliedern 

unserer Genossenschaft in vollem Umfang wieder zugute. 

Das Geschäftsjahr ist für unsere Genossenschaft erfolgreich verlaufen. Einen wesentlichen 

Anteil an diesem Erfolg haben unsere Mitarbeiter. Der Vorstand dankt allen Mitarbeitern für 

ihre gute Arbeit und für ihre Leistung. 
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Bilanz 

Aktiva in T-EURO 31.12.2006 31.12.2005 

 T-EURO T-EURO 

   

Anlagevermögen   

Immaterielle Vermögensgegenstände 8 14

Sachanlagen 62.867 62.153

Finanzanlagen 377 159

 

Umlaufvermögen 

Zum Verkauf bestimmte Vorräte und andere Vorräte 6.534 7.302

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 677 319

Flüssige Mittel 1.487 1.235

 

Rechnungsabgrenzungsposten 44 56

 

Summe AKTIVA 71.993 71.236

 

Passiva in T-EURO 31.12.2006 31.12.2005

 T-EURO T-EURO

 

Eigenkapital 

Geschäftsguthaben 7.940 8.045

Ergebnisrücklage 23.744 22.606

Bilanzgewinn/Bilanzverlust 307 1.409

Eigenkapital insgesamt 31.991 30.949

 

Rückstellungen 2.382 2.156

 

Verbindlichkeiten 37.587 38.101

 

Passive Rechnungsabgrenzung 33 29

 

 

Summe PASSIVA 71.993 71.236
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3.6 Badischer Gemeinde-Versicherungs-Verband 

 Telefon: 0721 / 660-0 

 Telefax: 0721 / 660-1688 

Durlacher Allee 56 E-Mail: ksc@bgv.de 

76131 Karlsruhe Internet: www.bgv.de 

 

(Quelle: www.bgv.de; Abruf vom 25.10.2007) 

Die Zukunft ist BGV - badisch gut versichert. Eine Aussage hinter der sich sowohl das 

positive Selbstverständnis unseres Unternehmens als auch unsere Ziele für die nächsten 

Jahre verbergen. 

Denn als regionales und kommunales Versicherungsunternehmen sind wir uns unserer 

Stärken und Wurzeln durchaus bewusst und sehen darin eine exzellente Basis für unsere 

wertorientierte Wachstumsstrategie: wir wollen und werden unsere Marktposition dauerhaft 

ausbauen, uns schnell, kompetent und konsequent neuen Herausforderungen stellen und 

die Zukunft aktiv gestalten. 

Mit bereits eingeleiteten Maßnahmen und strategischen Projekten auf allen Ebenen haben 

wir die Voraussetzung geschaffen, den BGV auf einem langfristigen Erfolgskurs zu halten. 

Dabei ist unser Handeln geprägt von Verantwortungsbewusstsein gegenüber unseren 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die das Unternehmen mit Leben füllen und ohne deren 

Engagement ein solcher Prozess nicht möglich wäre.  

Unser Ziel ist es, den Menschen einen Versicherungsschutz und Service anzubieten, an dem 

in Baden niemand vorbeikommt. 

Zu unseren Kunden zählen die Städte und Gemeinden Badens, Landkreise, Zweckverbände 

sowie öffentliche und gemeinnützige Institutionen. Daneben bietet der BGV preisgünstigen 

Versicherungsschutz für die Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes. 

Der BGV verbindet die Verpflichtungen seines öffentlichen Auftrages mit den Anforderungen 

des Versicherungsmarktes. Mit leistungsfähigen Produkten und konkurrenzfähigen Tarifen 

tragen wir zur Sicherheit der badischen Gemeinden und ihrer Bürger bei. 
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Konzernlagebericht 
(Quelle Geschäftsbericht 2006) 

Der Konzern BGV hat sich auch im Geschäftsjahr 2006 wieder am Markt gut behaupten 

können und verzeichnet insgesamt eine positive Entwicklung. So erhöhten sich die 

Beitragseinnahmen  des Konzerns auf 226,5 Mio. EURO. Von diesen Beiträgen entfielen auf 

das selbst abgeschlossene Versicherungsgeschäft 221,6 Mio. EURO, während als Beitrag 

des übernommenen Versicherungsgeschäfts 4,9 Mio. EURO erzielt werden konnten. 

Nachdem die Bruttoaufwendungen für Versicherungsfälle im Vorjahr um 6,2 % auf 185,0 

Mio. EURO angewachsen sind, hat sich der Schadenverlauf im Geschäftsjahr 2006 wieder 

beruhigt und betrug zum Ende des Jahres 183,8 Mio. EURO. Während im Vergleich zu 

Vorjahr im selbst abgeschlossenen Versicherungsgeschäft relativ konstante 

Bruttoaufwendungen von 181,8 Mio. EURO zu verzeichnen waren, verringerte sich im 

übernommenen Versicherungsgeschäft der Schadensaufwand um 1,4 Mio. EURO auf 2,0 

Mio. EURO. 

Auch für das Jahr 2006 wird der BGV satzungsgemäß Überschüsse an seine Mitglieder und 

Versicherungsnehmer weitergeben. Hierfür wurde in die Rückstellung für erfolgsabhängige 

Beitragsrückerstattung ein Betrag von 2,6 Mio. EURO eingestellt. 
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3.7 Volksbank eG Villingen 

 Telefon: 07721 / 802-0 

 Telefax: 07721 / 802-1264 

Am Riettor 1 E-Mail: mail@volksbank-villingen.de 

78048 Villingen-Schwenningen Internet: www.volksbank-villingen.de 

 

(Quelle: http://www.volksbank-villingen.de/Wir_fuer_Sie.html; Abruf vom: 25.10.2007) 

Die Volksbank eG Villingen ist eine Regionalbank im genossenschaftlichen Finanzverbund 

mit Sitz in VS-Villingen. Mit der Hauptstelle sowie über 30 weiteren Geschäftsstellen bietet 

sie die gesamte Produktpalette einer innovativen und modernen Universalbank. 

 

Die wichtigsten Zahlen auf einen Blick 

 2006 in T-EURO 2005 in T-EURO 

Zinsüberschuss 46.404 45.374 

Provisionsüberschuss 12.430 11.490 

Verwaltungsaufwendungen 32.381 31.243 

Ergebnis vor Bewertung 23.419* 23.202 

Forderung an Kunden 896.602 847.027 

Betreutes Kundenanlagevolumen 1.603.577 1.528.242 

Bilanzsumme 2.675.133 2.258.583 

Bilanzielles Eigenkapital 161.682 139.149 

  

Dividende (in %) 6,0 6,0 

Bonus (in %) 0,5 - 

Cost-Income-Ratio (in %) 59,8 58,8 

Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 399 394 

* bereinigt um Sondereinfluss in T-EURO 5.499 

   Auszahlung des Körperschaftsteuerguthabens 
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4 Eigenbetriebe 

4.1 Stadtwerke St. Georgen 

 Telefon: 07724 / 87-161 

 Telefax: 07724 / 87-128 

Hauptstraße 9 E-Mail: stadtwerke@st-georgen.de 

78112 St. Georgen Internet: www.stadtwerke-st-georgen.de 

 

Auszug aus dem Jahresbericht der Stadtwerke für das Wirtschaftsjahr 2006 

Die Stadtwerke St. Georgen wurden nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung und 

des Eigenbetriebsgesetzes als (rechtlich unselbständiger) Eigenbetrieb der Stadt St. 

Georgen geführt. 

Nach der Betriebssatzung besteht seit 1. April 2001 kein Verzicht mehr auf Gewinnerzielung. 

Die Aufgaben der Stadtwerke umfassen: 

• Die Belieferung des Versorgungsgebietes (Kernstadt und Stadtteil Brigach) mit Erdgas. 

Das Erdgas wird von der Gasversorgung Süddeutschland GmbH, Stuttgart bezogen und 

in der Übernahmestation „Industriestraße 11“ mit einem Betriebsdruck von 14,5 bar 

übernommen. 

• Die Versorgung des gesamten Stadtgebiets mit Trinkwasser. Das Wasser wird für die 

Hoch- und Niederdruckzone im Wesentlichen aus den eigenen Quellen Vohenlohe, 

Kühlbrunnen, Rein’sche Brunnen, Harzloch, Neue Quelle, Mühlbach und Mühledobel 

gefördert. Die Mitteldruckzone wird überwiegend mit Bodenseewasser versorgt. Die Stadt 

hat beim Zweckverband Bodenseewasserversorgung (BWV) ein Bezugsrecht von 25 

l/sec bei einer Mindestabnahmeverpflichtung von 38 %. Die Mindestabnahme von 

299.592 m³ wurde im Jahr 2006 wiederum deutlich unterschritten. Im Berichtsjahr wurden 

228.291 m³ Fremdwasser von BWV bezogen. Das Bezugsrecht wurde nur zu 29,0 % in 

Anspruch genommen. Zur Verbesserung der Auslastungsquote ist bei BWV die 

Rückgabe eines Bezugsrechts von 4 l/sec angemeldet. Wegen der grundsätzlichen 

Bedeutung hat BWV die Entscheidung über diesen und ähnliche gleich lautende Anträge 

vorerst zurückgestellt. 

• Den ab 1. Januar 2004 neu hinzugekommenen Betriebszweig „Ruhender Verkehr“ 

(Tiefgaragen), d.h. den Betrieb und die Unterhaltung der beiden öffentlichen Tiefgaragen 



  
 

 37

„Marktplatz“ und „Rathaus“ in der Stadtmitte, für die mittelfristig eine Generalsanierung 

geplant ist. 

Die Stadtwerke schließen das Geschäftsjahr mit einem Gewinn von 199.492,35 EURO ab. 

Durch den Betriebszweig „Tiefgaragen“ hat sich der Jahresgewinn der Stadtwerke um rund 

62 T-EURO verringert. Bei den Versorgungsbetriebszweigen „Gas“ und „Wasser“ liegt der 

ausgewiesene Jahresgewinn um rund 146 T-EURO über dem Mindesthandelsbilanzgewinn 

von 115.466 EURO. Die höchstmögliche Konzessionsabgabe von 316.114,37 EURO konnte 

eingebucht werden. Für 2006 bestanden bei der Konzessionsabgabe keine Nachholbeträge 

mehr. 

Die Ertragslage und die Kapitalausstattung der Stadtwerke konnte in den vergangenen 

Jahren stetig verbessert werden. Sie wird künftig durch den ansteigenden Kapitaldienst aus 

der Finanzierung der Generalsanierung der Wasserversorgung und der Generalsanierung 

der beiden öffentlichen Tiefgaragen in der Stadtmitte stärker belastet. Hinzu kommt eine 

Kapitalrückführung an die Stadt und die Tatsache, dass für restliche Investitionen der 

Generalsanierung der Wasserversorgung im Umfang von ca. 3,0 Mio. EURO voraussichtlich 

keine Staatszuschüsse mehr gewährt werden. Unabhängig davon wird mittel- und 

längerfristig eventuell auch der Leistungsaustausch zwischen der Stadt und den Stadtwerken 

(Verwaltungskostenbeitrag u. a.) zu überprüfen sein, woraus sich eine stärkere Belastung 

der Stadtwerke ergeben könnte. 



  
 

 38

5 Mittelbare Beteiligungen der Stadt St. Georgen 

5.1 Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH 

 Telefon: 0721 / 98471-0 

 Telefax: 0721 / 98471-20 

Kaiserstraße 94a E-Mail: info@kea-bw.de 

76133 Karlsruhe Internet: www.kea-bw.de 

 

(Quelle: http://www.keabw.de/index.php?id=5; Abruf vom: 25.10.2007) 

 

Die Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH wurde im Jahre 1994 

gegründet. Ihre Gesellschafter sind: 

Land Baden-Württemberg (50,4 %)  

Leitungsgebundene Energieversorgungsunternehmen des Landes, vertreten durch den 

VDEW Baden-Württemberg (25,1 %)  

"GBR 3" (Handwerkskammer, Verbände, Unternehmen) (16,0 %)  

Landesbank Baden-Württemberg (8,0 %)  

Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg (0,5 %) 

 

Aufgabe der KEA ist die Mitwirkung an der Klimaschutzpolitik des Landes Baden-

Württemberg. Hierzu wurden im Gesellschaftsvertrag der KEA folgende grundsätzliche 

Aufgaben definiert: 

Beitrag zur verstärkten Nutzung von  
Erneuerbaren Energien  

Energieeinsparung  

rationeller Energieverwendung 

bei den Zielgruppen 

öffentliche Hand  

kleine und mittlere Unternehmen  

Handwerk und Planer 

durch Mitwirkung bei  
Klimaschutzkonzepten  
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Bauleitplanungen  

komplexen Einzelprojekten  

Energiemanagement  

Know how - Transfer  

Dokumentationen, Schulungen, Öffentlichkeitsarbeit  

Beratung zu Förderprogrammen 

 

Die KEA erhält keine institutionelle Finanzierung, sondern finanziert sich ausschließlich 

durch ihre Leistungen. Die Umsatzentwicklung aus diesen Dienstleistungen, einschließlich 

Fremdleistungen, im Zeitraum von 1995 bis 2006 zeigt die Grafik. 
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6 Mitgliedschaft in Zweckverbänden 

6.1 Zweckverband Kommunale Informationsbearbeitung 
Reutlingen-Ulm 

 Telefon: 0731 / 9455-0 

 Telefax: 0731 / 9455-47190 

Schulze-Delitzsch-Weg 28 E-Mail: info@rz-kiru.de 

89079 Ulm Internet: www.rz-kiru.de 

 

Rechtliche Grundlage 
Mit Datum vom 1. Januar 2002 entstand durch Genehmigung und Bekanntmachung des 

Regierungspräsidiums Tübingen der Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung 

Reutlingen-Ulm (KIRU) mit Sitz in Ulm. Die KIRU übernimmt die Aufgaben der zum 31. 

Dezember 2001 aufgelösten Zweckverbände Interkommunale Datenverarbeitung (IKD) Ulm 

und Regionales Rechenzentrum (RRZ) Alb-Schwarzwald. Rechtliche Grundlage ist die 

Verbandssatzung des Zweckverbandes vom 2. September 2002 in der gültigen Fassung 

vom 1. Januar 2005, veröffentlicht im Staatsanzeiger Nr. 49 vom 3. Dezember 2004. 

 

Gegenstand des Zweckverbands 

Der Verband erledigt folgende ihm von seinen Mitgliedern übertragenen Aufgaben der 

automatisierten Datenverarbeitung im hoheitlichen Bereich: 

• Betrieb von Zentren für Dienstleistungen der automatisierten Datenverarbeitung und der 

damit zusammenhängenden Leistungen, 

• Einrichtung, Wartung und Pflege von Anlagen und Programmen der automatisierten 

Datenverarbeitung, 

• Betrieb von Rechnern, Beratung über Angelegenheiten der Informationsverarbeitung, 

• Schulung des Personals von Verbandsmitgliedern. 

Der Verband kann Aufgaben, die er für seine Mitglieder erledigt, oder ähnliche Aufgaben 

auch für sonstige Rechtsträger ausführen und die Erledigung von Aufgaben an sonstige 

Rechtsträger überlassen. 
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Weitere Informationen 
(Quelle: http://www.rz-as.de/servlet/PB/menu/1154286_l1/index.html; Abruf vom 25.10.2007) 

 

Die KIRU ist ein modernes Dienstleistungsunternehmen der Informationstechnik in der 

Rechtsform eines Zweckverbandes. Das Tochterunternehmen IIRU wird als GmbH geführt. 

Der Kundenfokus richtet sich auf den öffentlich-rechtlichen Bereich. Die wichtigsten Kunden 

sind Städte und Gemeinden, sowie Landkreise, Krankenhäuser, Stadtwerke und 

Verwaltungsgemeinschaften. 

An den Standorten Ulm und Reutlingen beschäftigt die KIRU über 300 MitarbeiterInnen und 

erwirtschaftet jährlich knapp 40 Mio. EURO. Zum 01.01.2002 ging die KIRU aus den beiden 

Zweckverbänden IKD Ulm und RRZ Alb-Schwarzwald hervor. Durch die Neugründung eines 

gemeinsamen großen Zweckverbandes ist die KIRU/IIRU im Zeitalter der Globalisierung für 

die Herausforderungen der Zukunft gut aufgestellt. 

Als IT-Dienstleistungs-, Seminar- und Projekthaus betreut die KIRU Verbandsmitglieder und 

Vertragskunden vorwiegend in den Regionen Neckar-Alb, Schwarzwald-Baar-Heuberg, 

Donau-Iller, Bodensee-Oberschwaben und Ostwürttemberg. IT-Dienstleistungen im 

kommunalen und privatwirtschaftlichen Bereich stehen vom Betrieb zentraler DV-Systeme 

bis hin zum lokalen Netzwerk und dessen Anwendungen zur Verfügung. 

Die Kernkompetenz besteht in der sicheren, zentralen Verarbeitung von Kundendaten unter 

aktueller Umsetzung aller gesetzlicher Änderungen. Höchsten Stellenwert wird dem 

Datenschutz, der Datensicherheit und der Datenintegration eingeräumt. Zuverlässigkeit und 

langjährige Erfahrung im Betrieb unterschiedlicher Systemlandschaften sind die Eckpfeiler 

dauerhafter partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den Kunden. 

Als Full-Service-Provider bei der Lösung von Kommunikationsfragen positioniert sich die 

KIRU uns als erfahrener und kompetenter Partner. Das Leistungsspektrum umfasst 

umfangreiche Internetservices wie einen firewallgesicherten Zugang, Mailservice, 

Domainservice, Webservice und -design, VPN und weitere ASP-Dienste wie Content 

Management System, Formularserverdienste, Veranstaltungskalender etc., die im Rahmen 

zentraler Internetportaldienste im DV-Verbund Baden-Württemberg im Rahmen einer 

Gesamtlösung e-Government-Framework entwickelt werden. 

Das Rechenzentrum ist die Schaltzentrale eines Verbindungsnetzes zwischen 

nebeneinander stehenden Fachanwendungen und verknüpft diese einschließlich ihrer 

Daten-, Wissens- und Informationsbestände zu einer verwaltungsübergreifenden e-

Governmentplattform. Aus zahlreichen Einzelkomponenten wird eine neue 

Gesamtfunktionalität erzeugt, ohne die eine langfristige Vereinfachung von 
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Verwaltungsabläufen nicht möglich wäre. So leistungsstark die Fachanwendungen im 

Einzelnen auch sind – in einem konzeptionell gut durchdachten Zusammenspiel, in Form 

einer ganzheitlichen Lösung, ist das Ganze mehr als die Summe seiner Teile und kann 

daher den Nutzen vervielfachen. 
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6.2 Zweckverband „Bodensee-Wasser-Versorgung“ 

 Telefon: 0711 / 973-0 

 Telefax: 0711 / 973-2030 

Hauptstraße 163 E-Mail: bwv@zvbwv.de 

70563 Stuttgart Internet: www.zvbwv.de 

 

(Quelle: http://www.zvbwv.de/index.php?/mitglieder.html; Abruf vom 25.10.2007) 

 

Mitglieder 

Als Rechtsform für ein Unternehmen, das für die Städte und Gemeinden (Mitglieder) die 

Aufgabe der Wasserbeschaffung übernimmt bzw. sie bei dieser Aufgabe unterstützt, haben 

die Gründer den Zweckverband gewählt. Der Zweckverband ist eine Form der Körperschaft 

des öffentlichen Rechtes, in der über eine interkommunale Zusammenarbeit eine 

gemeindliche Aufgabe erledigt wird. 

Rechtsgrundlage bildet das Gesetz über kommunale Zusammenarbeit von Baden-

Württemberg. Dieses Gesetz schreibt beispielsweise die Vereinbarung einer 

Verbandssatzung vor, in der die Rechte und Pflichten der Mitglieder, die Organisation und 

Verwaltung sowie die Finanzierung des Verbandes geregelt sind. Der Zweckverband 

Bodensee-Wasserversorgung hat auch einschlägige Vorschriften der Gemeindeordnung und 

des Gemeindewirtschaftsrechts von Baden-Württemberg zu beachten. 

Die Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind Gemeinden, rechtlich selbständige 

Versorgungsunternehmen der Gemeinden (Eigengesellschaften) und andere 

Wasserversorgungsverbände. Hauptorgan ist die Verbandsversammlung, in der jedes 

Mitglied Sitz und Stimme hat. Weitere Organe sind der Verwaltungsrat, der 

Verbandsvorsitzende und die Geschäftsleitung. 

Die Beteiligungsquote ist der Maßstab mit der die Mitglieder am Zweckverband und an 

seinem Vermögen beteiligt sind. Sie ist auch die maximale Bezugsmenge, welche das 

Verbandsmitglied vom Zweckverband beziehen kann, ausgedrückt in Litern pro Sekunde. Da 

hier sehr große Unterschiede zwischen den großen Mitgliedern und kleinen Gemeinden 

vorhanden sind, muss ein ausgewogenes Kräfteverhältnis hergestellt werden. 
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Zahlen und Fakten 

Die Bodensee-Wasserversorgung:  

• Entnahmerecht für 670.000 m³ Rohwasser pro Tag 

• entspricht einer nom. Kapazität von 7.750 l/s im Mittel 

• Zur Zeit 180 Mitgliedsgemeinden und -verbände  

• versorgt etwa 320 Städte und Gemeinden mit vier Millionen Einwohnern im 

Versorgungsgebiet  

• Leitungssystem bis zu 2.250 mm Rohrdurchmesser  

• Über 1.700 km meist großkalibrige Hochdruckleitungen  

• 29 Wasserbehälter mit zusammen 470.600 m³ Inhalt  

• Elektrische Leistung der Pumpwerke: ca. 96.000 kW  

• 340 Mitarbeiter auf 296 Stellen (01.01.2006)  

• Wert des Anlagevermögens 729,8 Mio. EURO (31.12.2005)  

• Jahresumsatz 50 Mio. EURO (31.12.2005) 
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7 Anhang: Abkürzungsverzeichnis 

 

AG Aktiengesellschaft 

AGV Arbeitgeberverband der Deutschen Immobilienwirtschaft 

ASP Application Service Provider 

BWR Bewertungsrelation 

BWV Zweckverband Bodensee-Wasser-Versorgung 

CMI Casemix Index 

DESWOS Deutsche Entwicklungshilfe für soziale Wohnungs- und 

Siedlungswesen e. V. 

DRG Diagnosis Related Groups (medizinisch-ökonomische 

Klassifizierung) 

e. V. eingetragener Verein 

eG eingetragene Genossenschaft 

GemO Gemeindeordnung Baden-Württemberg 

GF Geschäftsführer 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

IKD Zweckverband Interkommunale Datenverarbeitung 

KG Kommanditgesellschaft 

KIRU Zweckverband Kommunales Informations-Rechenzentrum 

Reutlingen-Ulm 

MRT Magnetresonanztomographie 

nom. Nominal 

RRZ Regionales Rechenzentrum Alb-Schwarzwald 

STK Stammkapital 

T-EURO Tausend Euro 

vbw Verband baden-württembergischer Wohnungs- und 

Immobilienunternehmen e. V. 
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VDC TZ St. Georgen 

w. V. 

Virtual Dimension Center St. Georgen; wirtschaftlicher Verein 

VDEW Baden-

Württemberg 

Verband der Elektrizitätswirtschaft Baden-Württemberg e. V. 

VPN Virtual Private Network (Virtuelles Netzwerk) 

Wifög SBH mbH Wirtschaftsförderungsgesellschaft Schwarzwald-Baar-Heuberg 

mbH 

 


